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Bern Christoph Julmy hat ein 
Problem. Es ist August 2011 und 
der Chefjurist beim Bundesamt 
für Strassen (Astra) prüft einen 
Beschaffungsauftrag. Das Amt 
braucht eine neue Software fürs 
Kostenmanagement. Julmy soll 
dafür sorgen, dass alles sauber ab-
läuft. Doch in beiden Angeboten 
steckt der Wurm. Das eine Ange-
bot kommt von der Einmann-Fir-
ma von J.U. – einem ehemaligen 
Astra-Mitarbeiter. Seit 2008 war 
dieser zuständig für die interne 
Entwicklung des neuen TDcost 
System. Vor einigen Monaten 
kündigte er, machte sich selbst-
ständig und will jetzt sein spezia-
lisiertes Wissen dem Bund zu-
rückverkaufen – zum teuren 
Dienstleistungstarif (siehe Grafik 

 1). Daneben liegt die Offerte 
von Techdata, das aber ist das Ex-
Unternehmen des aktuellen 
Amtschefs Rudolf Dieterle. 

«Wir hatten – vergaberechtlich 
betrachtet – die Wahl zwischen 
Pest und Cholera», sagt Julmy. 
Nach Verhandlungen entschied 
sich das Amt für die Pest. 

Es ist ein Problem mit System: 
Immer wenn der Bund etwas 
kauft – das macht er für 5.4 Mil-
liarden Franken pro Jahr – bewegt 
er sich in einem eng geknüpften 
Beziehungsgeflecht zwischen 
Bundesangestellten und der Pri-
vatwirtschaft. Dies belegt eine 
Datenrecherche der SonntagsZei-
tung. 1745 Grossaufträge wurden 
systematisch nach Personenbe-
ziehungen durchsucht (siehe Box 
links). Hängen geblieben sind Du-
zende bisher unbekannte Prob-
lemfälle. Sechs Fälle zeigen exem-
plarisch, wie der Filz in Bern 
funktioniert. 

Beim Bund angestellt zu sein, 
kann Vorteile haben. Der grösste 
Vorteil kommt meistens danach, 
mit dem Schritt in die Privatwirt-
schaft. Am 30. April 2011 hatte 
der 61-jährige Marius Redli sei-
nen letzten Tag als Chef des Bun-
desamtes für Informatik und Tele-
kommunikation (BIT). Doch be-

reits einen Tag später kehrte er 
zum Bund zurück. Seine frisch ge-
gründete Firma Redli GmbH er-
hielt einen Beratungsauftrag der 
Führungs- und Unterstützungs-
basis (FUB), der Informatikzent-
rale der Armee. Kostendach des 
ersten Vertrags mit Redlis Start-
up-Firma war 150 000 Franken. 
Am 7. November 2012 kam der 
Folgeauftrag über 320 000 Fran-
ken (siehe  2). Als Ex-Chef des 
Bundes-Informatikamts und als 
Oberst im FUB-Stab profitierte 
Redli von Vorwissen und Bezie-
hungen. Redli selbst sieht darin 
nichts Falsches. Er habe in den 
letzten Jahren «wesentlich dazu 
beigetragen, Synergien zwischen 
den Departementen zu nutzen». 

Nur Insider wissen, wie das 
Beschaffungswesen funktioniert

Das Bundesamt für Bauten und 
Logistik (BBL) kümmert sich um 
einen Grossteil der Beschaffun-
gen der Verwaltung. Auch hier 
zieht es Bundesangestellte immer 
wieder in die Privatwirtschaft. Bis 
Ende 2006 entwickelte Christoph 
Arpagaus fürs Amt Richtlinien 
und Normen für die einflussrei-
che Koordinationskonferenz der 
öffentlichen Bauherren, die 
KBOB. In der Privatwirtschaft 
stieg er nach seinem Abgang beim 
Bund direkt zum Firmenchef von 
Itten+Brechbühl auf, einem gros-
sen Baudienstleister der Schweiz 
(siehe  3). «Es ist sicher ein Vor-
teil, die Bedürfnisse der Verwal-
tung im Detail zu kennen», sagt 
Arpagaus. Allerdings habe er an-
fänglich Zurückhaltung gegen-
über seinen Offerten gespürt. 
Nicht zuletzt sein Insiderwissen 
über die komplexe Mechanik des 
Beschaffungswesens brachten der 
Firma in dreieinhalb Jahren eini-
ge Aufträge ein, darunter BBL-
Verträge über 2 061 212 Franken 
und 76 Rappen. 

Wie wichtig die Nähe zur Ver-
waltung ist, erfährt man im Star-
ling-Hotel auf dem Campus der 
ETH Lausanne. Dort versammel-
ten sich am 16. November Vertre-
ter von Bauunternehmen, um von 
Fachleuten des Bundes zu erfah-
ren, wie man sich am Besten um 

einen öffentlichen Auftrag be-
wirbt. Im Konferenzsaal wurden 
die Bauleute mit Checklisten und 
Regelwerken eingedeckt. Ein Teil-
nehmer winkt ab und erklärt hin-
ter vorgehaltener Hand: «Was am 
meisten hilft, sind direkte Bezie-
hungen in ein Projektteam». Bei 
einem Bier mit einem Bundesan-
gestellten habe er auch schon er-
fahren, auf was in einer Ausschrei-
bung besonders Wert gelegt wird.  

Kader der Bundesverwaltung, die 
sich in die Privatwirtschaft absei-
len, haben ein prominentes Vor-
bild: den ehemaligen Verkehrsmi-
nister Moritz Leuenberger. Seit 
Mai 2011 sitzt er im Verwaltungs-
rat des Bauriesen Implenia. In der 
Szene der Archivare und Staats-
kanzlisten ist auch der Berner 
Historiker Christoph Graf eine 
grosse Nummer. Der heute 69-jäh-
rige war bis 2004 Direktor des 

Schweizerischen Bundesarchivs. 
Seit November 2005 ist er Mit-
glied der Basler Firma Scope So-
lution AG, die Archivierungssoft-
ware verkauft (siehe  4). Zu den 
Kunden des Kleinunternehmens 
gehört seit Jahren nicht nur das 
Bundesarchiv. Auch die National-
bibliothek, Archive mehrerer 
Kantone und Städte kaufen bei 
der Firma ein. «Ich war an keinem 
einzigen Verkaufsgespräch betei-
ligt», beteuert Graf. Sein Job sei 
es, die Firma strategisch und in 
archivfachlichen Belangen zu 
unterstützen. Nicht ohne Neid 
kommentiert ein Konkurrent: 
«Prominente Verwaltungsräte sind 
positive Beeinflusser.» In kleinräu-
migen Verhältnissen, wo jeder je-
den kennt, sei die Empfehlung 
eines Kollegen eben Gold Wert.

In den vergangenen Jahren hat 
die Bundesverwaltung einige 
Massnahmen ergriffen, um Filz 
und Korruption zu bekämpfen: 
Transparenz, Vieraugenprinzip, 
regelmässige Audits. Zwar hat 
sich die Situation verbessert, die 
Probleme bleiben aber bestehen, 
wie der Skandal um das 150-Mil-
lionen-Projekt Insieme zeigt. Die-
ser hat zu einer Untersuchung der 
Bundesanwaltschaft und zum 
Rücktritt des Chefs der Steuerver-
waltung, Urs Ursprung, geführt. 

Heikler Wechsel in die 
Verwaltung

Der jüngste Beschaffungsskandal 
macht deutlich, wie anfällig die 
Verwaltung noch immer ist. Hei-
kel wird es insbesondere, wenn 
Mitarbeiter von Bundeslieferan-
ten in die Verwaltung wechseln, 
und dort mit der Vergabe von 
Aufträgen betraut sind. Während 
Jahren arbeitete U.M., Bereichs-
leiter im Bundesamt für Strassen 
(Astra), in einem Ingenieurbüro 
in Solothurn als Co-Geschäfts-
führer (siehe siehe  5). Als sich 
die Auftragslage verschlechterte 
wechselte M. zum Astra. Hier ver-
gab seine Abteilung – Zufall oder 
nicht – innert fünf Jahren 17 Auf-
träge an die frühere Firma von M. 
Die Bundesaufträge über 4,5 Mil-
lionen Franken sind für das 
11-Personen-Unternehmen wich-

tig. Die Untergebenen von M. 
hätten über die Vergabe entschie-
den, sagt das Astra. Nur in einem 
Fall – Vertragssumme 64 750 
Franken – habe der Kadermit-
arbeiter einen Auftrag direkt an 
seine ehemalige Firma vergeben.

Externe bekommen vom Bund 
Visitenkarten und ein Büro

Immer häufiger kommt vor, dass 
der Bund selbst die Projektmana-
ger einmietet. Ein Amt leiht Spe-
zialisten meist über Jahre von Fir-
men aus und stattet sie mit Büros 
und Visitenkarten des Bundes 
aus. Durch dieses «Body-Lea-
sing» gibt es zunehmend Privat-
wirtschaftler in Beamtenverklei-
dung – mit einer höheren Bezah-
lung. Problematisch wird›s, wenn 
Projekt-Wissen  privatisiert wird 
und später mit neuen Mandaten 
zurückgekauft werden muss. 

Auf «Body-Leasing» speziali-
siert ist zum Beispiel die Berner 
ACE Gruppe (siehe  6). Die Fir-
ma mit 30 Angestellten leiht der 
Verwaltung seit Jahren Personal 
aus. Mindestens 14 Aufträge über 
8,6 Millionen Franken zog sie in 
den letzten drei Jahren an Land. 
Ihre Mitarbeiter leiten IT-Projek-
te beim Bundamt für Informatik, 
im Aussen- und im Justizdeparte-
ment. Laut der SonntagsZeitung 
vorliegenden Dokumenten hat ak-
tuell die Hälfte der ACE-Mitarbei-
ter ein Bundesbüro.  

Die Praxis des «Body-Leasing» 
ist nicht verboten, manchmal sogar 
unumgänglich. Sie sei, betont ACE-
Geschäftsführer Stefan Adam, bei 
Bund und Privatwirtschaft gängig. 
«Beim Bund müssen viel mehr Auf-
lagen erfüllt werden. Inzwischen 
darf man nicht mal mehr mit poten-
ziellen Arbeitgebern Mittagessen 
gehen.» Dass er viele Aufträge er-
hällt, habe mehr mit Qualität und 
weniger mit Beziehungen zu tun. 

«Eine hunderprozentige Rein-
kultur gibt es im Beschaffungswe-
sen nicht», sagt Astra Chefjurist 
Christoph Julmy – dafür sorgt nicht 
zuletzt das über Jahre gewachsene 
dichte Beziehungsgewebe, welches 
nahtlos in Filz übergeht.

recherchedesk@sonntagszeitung.ch

Schwerpunkt: Die Beschaffungen des Bundes

Ex-Beamte profitieren vom Filz
Die SonntagsZeitung zeigt mit dem ersten Beschaffungs-Atlas, wie ehemalige Bundesangestellte an Aufträge gelangen 
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So verteilt der Bund 
seine Grossaufträge

Bundesämter und Generalsekretariate. Die Grösse zeigt das Volumen ihrer Grosseinkäufe seit 2009.
Nicht verzeichnet sind alle Aufträge unter 230 000 Franken. 
963 Firmen, die Aufträge bekamen. Ihre Grösse zeigt das Volumen 
der erhaltenen Aufträge. Die genannten Firmen-Namen dienen als Anschauungsbeispiele. 
Finanzströme 

Sechs Fälle ( 1 bis 6 ) hat die SonntagsZeitung genauer analysiert (siehe Text rechts).

Identifizierte Personen, die Beziehungen zum Bund und zu einer 
Zulieferfirma unterhalten, zum Beispiel weil sie vorher beim Bund angestellt waren.
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Bern Die Eidgenössische Finanz-
kontrolle, das oberste Aufsichts-
organ des Bundes in Finanzfra-
gen, zeigt sich auf Anfrage der 
SonntagsZeitung besorgt über die 
Geschäfte ehemaliger Bundesbe-
diensteter. «Dass leitende Ange-
stellte des Bundes  in die Privat-
wirtschaft gehen, ist ein bekann-
tes Problem, das uns Sorgen be-
reitet», sagt Michel Huissoud, Vi-
zedirektor der Eidgenössischen 
Finanzkontrolle.

Seit 2009 ist es zwar möglich, 
bei hohen Bundesangestellten 
eine vertragliche Bestimmung zu 
erlassen. Diese verbietet es ihnen, 
während zwei Jahren nach dem 
Abgang für Firmen zu arbeiten, 
die mit dem ehemaligen Amt ver-
bunden waren. Diese Möglichkeit 

sei bis heute noch nie genutzt 
worden, sagt Huissoud. Nicht an-
wendbar ist diese Regelung auf 
untere Kader und die zahlreichen 
Spezialisten, die den Bund verlas-
sen, um ihr Wissen anschliessend 
auf Staatskosten zu vergolden.

Der Seitenwechsel von Bundes-
angestellten ist auch für Delphine 
Centlivres, die Schweiz-Direktorin 
von Transparency International, 
ein ernsthaftes Problem. «Ein Dos-
sierverantwortlicher kann vor dem 
Ausscheiden aus dem Bundes-
dienst für ihn günstige Entscheide 
fällen oder nachher Einfluss auf 
ehemalige Untergebene nehmen», 
sagt sie. Centlivres fordert verbind-
liche gesetzliche Regeln, die für al-
le Bundesangestellten und Magis-
tratspersonen gelten. Heikle Enga-

gements in der Privatwirtschaft 
sollten ihnen während mindestens 
drei Jahren verboten sein. Eine Be-
hörde müsse zudem damit beauf-
tragt werden, Regelverstösse auf-
zudecken und zu sanktionieren. 

Die von der SonntagsZeitung 
analysierten Grossaufträge des 

Bundes sind nur die Spitze des 
Eisberges. Bis heute sind nur Auf-
träge öffentlich einsehbar, die 
über 230 000 Franken liegen und 
vom Bund ausgeschrieben wer-
den müssen. Kleinere Aufträge, 
die unter der Hand an Ex-Kolle-
gen vergeben werden, tauchen in 
keiner Liste auf. 

«Die Eidgenössische Finanz-
kontrolle befürwortet deshalb im 
Prinzip eine Liste aller privat-
rechtlichen Verträge, welche die 
Eidgenossenschaft abschliesst, zu 
veröffentlichen», sagt Huissoud. 
Allerdings dürfe dies nicht mit 
grösseren Kosten verbunden sein. 
Deshalb könnte man «zum Bei-
spiel eine Untergrenze von 20 000 
Franken bestimmen.» 

� T. Plattner, M. Stoll

Finanzkontrolleure fordern mehr Transparenz
Um Mauscheleien aufzudecken, sollen auch kleine Bundesaufträge über 20 000 Franken öffentlich werden 
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WEG 1: EX�BUNDESANGESTELLTE VERGOLDEN IHR WISSEN

J.U. war bis vor kurzem Spezialist 
beim Bundesamt für Strassen 

Jetzt verkauft er 
sein Spezialwissen 
ans Astra über 
die eigene Firma 
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WEG 2: BUNDESANGESTELLTE BEAUFTRAGEN IHRE EX�FIRMA

U.M. ist Bereichsleiter im Astra. 
Seine Abteilung vergibt 17 Aufträge 
über 4,5 Millionen …  

… an jene Firma, in der er 
vorher Co-Geschäftsführer war. 
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6WEG 3: FIRMEN LEIHEN               DEM  BUND IHR PERSONAL

Stefan Adam verleiht seit Jahren 
sein Personal an den Bund   

Die Hälfte der Mitarbeiter 
der Firmengruppe ACE... 

... haben Bundesbüros bei 
verschiedenen Ämtern 

Michel Huissoud: «Das Problem 
bereitet uns  uns Sorgen»

Wenn es um Grossaufträge geht, 
erweist sich die Bundesverwal-
tung als wenig auskunftsfreudig. 
Seit 2009 müssen die Behörden 
sämtliche Aufträge, die das 
Volumen von 230 000 Franken 
übersteigen, zwar auf der Inter-
netsite Simp.ch veröffentlichen. 
Bei Bauaufträgen liegt die Grenze 
bei 8,7 Millionen Franken. Eine 
Liste aller Aufträge gibt der Bund 
bis jetzt aber nicht heraus. Für  
die Erstellung eines Atlas aller 
Grossaufträge mussten deshalb 
Spezialisten einer ETH-Spinoff-
Firma alle Aufträge einzeln von 
der Simap-Website herunter
laden. Die SonntagsZeitung 
analysierte die Daten dieser  
1745 Geschäfte im Umfang von 
4,47 Milliarden Franken mithilfe 
eines Teams von Infocube.ch, 
einer Plattform mit Unterneh-

mens- und Managementinforma-
tionen von Orell Füssli Wirt-
schaftsinformationen (OFWI). Die 
Datenspezialisten haben es sich 
zum Ziel gesetzt, Transparenz 
über die wirtschaftlichen Bezie-
hungen von Firmen und Personen 
zu schaffen. Ihnen gelang es, über 
40 000 Personen zu identifizieren, 
die als Geschäftsführer, Ver
waltungsräte oder Zeichnungs
berechtigte von den Bundes
aufträgen profitierten. Diese 
Personen konnten schliesslich 
mit den Angestellten des Bundes 
der letzten zehn Jahren verglichen 
werden. Dafür digitalisierte die 
SonntagsZeitung die entsprechen-
den Staatskalender. Erst so konnte 
eruiert werden, welche Bundes
angestellten sich ihr Wissen durch 
einen Wechsel in die Privatwirt-
schaft vergolden liessen.

40 000 Firmenkader profitieren vom Bund

Weil der Staat Informationen über seine Beschaffungen zurückhält, 
braucht es versierte Spezialisten, um an die Daten zu kommen.

Drei Wege, um an die Bundesmillionen zu kommen
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